Fall 8a – „Wer bürgt, gehört gewürgt“

Paule (P) möchte beim Vohlhabend (V) einen fett teuren PKW kaufen. Dieser  ist nur zum Verkauf bereit, wenn der Reich (R) notfalls die Geldschuld bezahlt. R lässt sich widerstrebend darauf ein und betont in der schriftlichen Erklärung gegenüber V, dass er das wirklich nur ‚im Notfall’ machen will. Es kommt, wie es kommen muss: Nach dem Kauf zahlt P nicht. V klagt erfolgreich, ein erster Vollstreckungsversuch scheitert jedoch an anscheinender Vermögenslosigkeit des Paule. Nun will V Zahlung von R, der natürlich nicht zahlen möchte: Erstens habe V seinerseits den PKW noch nicht an P geliefert, zweitens habe sich P bei Abschluss des Kaufvertrages über die Verwendungsmöglichkeiten für das Auto im Rahmen eines Limousinenservice geirrt.

Abwandlung 1: R hatte sich in der schriftlichen Erklärung „selbstschuldner-isch“ verbürgt. Das nimmt V zum Anlass, sofort zu klagen, nachdem P ein erstes Zahlungsbegehren zurückweist.

Abwandlung 2: Statt des reichen R hat sich die Ehefrau (E) des P aus Liebe zu ihrem Manne verbürgt. E ist arm wie eine Kirchenmaus und muss überdies ihre zwölf Kinder versorgen.

Fall 8b – Schenkung

Hertha (H) schenkt ihrem 20jährigen Enkel 50,- €. Zwei Wochen später überlegt sie es sich anders und möchte das Geld zurück.

Fall 8c – Auslobung

Moni (M) ist ihr Dackel ‚Adalbert von Schreckenstein’ weggelaufen, weshalb sie todunglücklich ist. Sie hängt in der ganzen Stadt Zettel aus: „Wer meinem Dackel Adalbert zurückbringt, erhält 100,- €!“. Objektiv ist die Töle nichts wert. Friedrich (F) findet den Dackel, der mit einem Halsband ausgestattet ist, das M als Eigentümerin ausweist, und bringt ihn M wieder, nichts von dem Aushang wissend. Ansprüche des F gegen M? 

Fall 8d – Immer mitten in die Fr*sse_reloaded

R hat mal wieder einen über den Durst getrunken und wacht am nächsten Morgen verkatert auf seinem Sofa im Wohnzimmer auf. Er hat einen ‚Filmriss’ erlitten und weiß somit nicht mehr, was am Abend zuvor geschehen ist.

Zwei Wochen später sucht ihn O in seiner Villa auf und behauptet, R habe ihn ‚im Suff’ zusammengeschlagen, weshalb er Schmerzensgeld verlangt.

R glaubt dem O angesichts des Filmrisses, ist sich aber unsicher, ob er angesichts einer Art von „Schuldunfähigkeit“ nicht von jeglicher Zahlungs-verpflichtung befreit ist. Weil er jedoch einen hässlichen Prozess vermeiden möchte, einigt er sich nach einigen Verhandlungen mit dem O dahingehend, dass R ihm ein hübsches Sümmchen zahlt, wobei O darauf verzichtet, R zu verklagen, und darüber hinaus Stillschweigen über die Geschichte verspricht.

Zwei Monate später stellt sich heraus, dass sich O geirrt hatte: Die Polizei stellt den Schläger (S), der unter anderem zugibt, den O malträtiert zu haben. S sieht dem R sehr ähnlich, weshalb O ihn in der Dunkelheit mit R verwechselt hatte. R verlangt das ‚hübsche Sümmchen’ zurück.

Abwandlung: R hat O in der Tat zusammengeschlagen. Da er einflussreicher Politiker, mithin bekannt wie ein bunter Hund ist, kommt die Geschichte ans Tageslicht, obwohl der auch wohlhabende O verschwiegen war. Im Rahmen der Arbeit eines Untersuchungsausschusses stellt sich allerdings eindeutig heraus, dass R unverschuldet betrunken mithin schuldunfähig war. Auch jetzt verlangt R daher von O das ‚hübsche Sümmchen’ zurück.

Lösungsansätze

Die Familie des alten McGregor hatte sich an seinem Sterbebett versammelt. Er war der letzte, der als kleiner Junge den Firmengründer noch erlebt hatte, der in der Mitte des 19. Jahrhunderts praktisch aus dem Nichts einen Betrieb zur Eisenverarbeitung aufgebaut und somit eine stabile wirtschaftliche Grundlage für alle kommenden Generationen der McGregors geschaffen hatte. Man war stolz auf das Unternehmen, das so viele Stürme in der wechselvollen Geschichte der anderthalb Jahrhunderte seit jenen Tagen überlebt hatte und heute aus dem Geschäftsleben des nördlichen Yorkshire nicht wegzudenken war.

Nun war, so hatte der Arzt gesagt, die Stunde des Alten gekommen. Auch er hinterlies ein wohlbestelltes Haus, insofern müsste er eigentlich in Frieden gehen können. Doch etwas beunruhigte ihn, der er schwer atmend auf dem Sterbelager lag. Seine Familie, traurig aber gefasst, war aus der ganzen Region herbeigeeilt, als die Kunde vom bevorstehenden Ende sie erreicht hatte. Nun bemerkten sie, dass es noch etwas zu sagen gab. Der Alte versuchte mühevoll, sich aufzurichten, wobei er schnell durch seine jüngste Tochter gestützt wurde. John, der junge Chef der Firma, der bei aller Achtung und Beachtung der Tradition doch etwas frischen Wind gebracht hatte, fühlte sich angesprochen und beugte sich vor, das Ohr nahe bei den Lippen des Alten, der mit letzter Kraft flüsterte:

„Whatever happens: never sign a contract of suretyship!”

John versprach es, und so sank der Alte beruhigt zurück auf sein Bett, wo er kurz darauf für die Ewigkeit die Augen schloss und seinem Schöpfer begegnete.

Was immer auch geschieht in Ihrem Leben: sie können die falsche Person heiraten, den falschen Mitarbeiter als Prokuristen einsetzen, die falsche Partei wählen und den falschen Architekten mit dem Bau Ihres Hauses beauftragen.

Aber: unterschreiben Sie niemals eine Blankobürgschaft.

Fall 8a.

A. Anspruch V gegen R gemäß § 765 I

V könnte gegen R einen Anspruch gemäß 
§ 765 I auf Zahlung der von P geschuldeten Summe haben.

I. wirksamer Bürgschaftsvertrag

R erklärt gegenüber V schriftlich, er verbürge sich für die Geldschuld des P, somit ist dem Formerfordernis des § 766 1 genüge getan, die Bürgschaftserklärung und damit der Bürgschaftsvertrag ist wirksam.

II. Bestehen der Hauptforderung

Ferner müsste gemäß § 767 I 1 die durch die Bürgschaft gesicherte Forderung bestehen.

Die Bürgschaft des R soll eine Kaufpreis-forderung des V gegen P sichern; P kauft, mithin besteht die gesicherte Forderung.

Auch die Bürgschaft ist ein akzessorisches Sicherungsmittel: Ohne Forderung, die zu sichern ist, gibt’s keine Bürgschaft. Sie fragen: Warum? § 767 I 1.






III. Eintritt des Bürgschaftsfalles

Die Kaufpreisschuld wird gemäß § 271 I  grundsätzlich sofort fällig, Anhaltspunkte für eine abweichende Regelung zwischen P und V sind nicht erkennbar, somit ist die Forderung des V fällig. P zahlt nicht, somit ist der Bürgschaftsfall eingetreten.
Wer sind eigentlich die Parteien des Bürgschaftsvertrages? Schauen wir mal in § 765 rein: Der Gläubiger eines Dritten und der Bürge. Wie erklärt sich das?

Wenn V und P einen Kaufvertrag schließen, schuldet der P dem V Geld. V weiß, dass der P ein unsicherer Kantonist ist, weshalb er (V) gern eine Sicherheit hätte.

Daher sagt R dem V: Wenn der P nicht zahlt, zahle ich.

R verbürgt sich also gegenüber V, er und V schließen einen Bürgschaftsvertrag.

..ganz schön heftige Nummer, gell? Der Bürge liefert sich quasi auf Gedeih und Verderb dem Schuldner aus. 

Ein paar Verteidigungsmittel hat er allerdings.






IV. Einrede der Vorausklage

R könnte dem Anspruch des V allerdings die Einrede der Vorausklage gemäß § 771 1 entgegenhalten könnten.

Das setzt voraus, dass V nicht erfolglos eine Zwangsvollstreckung gegen den Hauptschuld-ner P versucht hat.

V verklagt P erfolgreich und betreibt die Zwangsvollstreckung, ein erster Versuch scheitert jedoch an der anscheinenden Vermögenslosigkeit des P, mithin hat V erfolglos eine Zwangsvollstreckung gegen den Hauptschuldner P versucht.

Somit kann R dem Anspruch des V die Einrede der Vorausklage gemäß § 771 1 nicht entgegenhalten.

„Bevor du, lieber Gläubiger, auf mich als Bürgen zugreift, versuche gefälligst erst mal, dich an deinem Schuldner schadlos zu halten. Schließlich hafte ich nur ‚im Notfall’.“

Blöd für R: Der Notfall ist eingetreten.






V. Einrede der Gestaltbarkeit

R könnte V die Einrede der Gestaltbarkeit gemäß § 770 I entgegenhalten können.

Das setzt voraus, dass P gegenüber der Hauptforderung ein Gestaltungsrecht geltend machen kann.

In Betracht kommt ein Rücktrittsrecht des P gemäß § 313 III 1. Das setzt voraus, dass die Geschäftsgrundlage des Kaufvertrages zwischen V und P weggefallen ist und infolge-dessen das Festhalten am Vertrag dem P nicht mehr zugemutet werden kann.

P irrt sich über die Verwendungs-möglichkeiten für das gekaufte KFZ. Die Nutzbarkeit einer Kaufsache unabhängig von Sachmängeln fällt grundsätzlich in den Risikobereich des Käufers, Anhaltspunkte für abweichende Umstände sind nicht erkennbar, mithin hat P kein Rücktrittsrecht gemäß 
§ 313 III 1.

P kann gegenüber der Hauptforderung kein Gestaltungsrecht geltend machen, R kann dem V nicht die Einrede der Gestaltbarkeit gemäß § 770 I entgegenhalten.

Einrede der Gestaltbarkeit? Im Gesetz ist nur von Anfechtbarkeit bzw. Aufrechenbarkeit die Rede. Hier nimmt die h.M. aber an, § 770 I wolle alle Gestaltungsrechte des Schuldners die Hauptforderung betreffend erfassen.






VI. Einreden des Bürgen

Ferner könnte sich R gemäß § 768 I auf Einreden des Hauptschuldners P berufen können. In Betracht kommt die Einrede des nicht erfüllten Vertrages gemäß § 320 I.

P und V haben in Gestalt des Kaufvertrages einen gegenseitigen Vertrag geschlossen, V hat die ihm obliegende Pflicht in Gestalt der Lieferung des PKW noch nicht erbracht, somit könnte P die Einrede des nicht erfüllten Vertrages erheben.

R kann sich mithin ebenfalls gemäß § 786 I gegenüber V auf die Einrede des nicht erfüllten Vertrages berufen.

..was aber ziemlich witzlos ist. Dann leistet V eben, und R steht wieder im Regen.

Warum wurde eigentlich P trotz der Einrede des nicht erfüllten Vertrages zur Zahlung verurteilt? Er hätte doch dem V diese Einrede unter die Nase halten können. Tja, der 
§ 320 ist aber nun einmal eine Einrede, und wenn die Einrede nicht erhoben wird, wofür wir vorliegend keine Anhaltspunkte haben, wird man verurteilt. 

So einfach ist das.

B. Ergebnis

Somit hat V gegen R einen Anspruch gemäß 
§ 765 I auf Zahlung der von P geschuldeten Summe, der allerdings erst durchsetzbar ist, wenn V die von ihm geschuldete Leistung erbringt, die Einrede des § 320 also entfällt.

Abwandlung 1:

..bis römisch vier bleibt alles, wie’s ist..






IV. Einrede der Vorausklage

R hat sich dem V gegenüber selbst-schuldnerisch verbürgt, mithin steht ihm gemäß § 773 I Nr. 1 die Einrede der Vorausklage nicht zu.

..und danach ändert sich ebenfalls nichts..

Verwechseln Sie die Bürgschaft übrigens bitte nicht mit dem Schuldbeitritt. Der Schuldbeitritt macht den Beitretenden selbst zu einem Schuldner, einem Mitschuldner. Da das noch eine Spur härter ist, gibt’s da schärfere Voraussetzungen, namentlich ein eigenes unmittelbares Interesse des Beitretenden. Da wir hier Schuldrecht BT machen, müssen Sie den Kram jetzt selbst nachschlagen. Ich nicht zuständig.

Abwandlung 2:

A. Anspruch V gegen E gemäß § 765 I

V könnte gegen E einen Anspruch gemäß 
§ 765 I auf Zahlung der von P geschuldeten Summe haben.

I. wirksamer Bürgschaftsvertrag

Das setzt zunächst voraus, dass V und E einen wirksamen Bürgschaftsvertrag geschlossen haben. 

1. Formwirksamkeit

E erklärt gegenüber V schriftlich, sie verbürge sich für die Geldschuld des P, somit ist dem Formerfordernis des § 766 1 genüge getan, die Bürgschaftserklärung und damit der Bürgschaftsvertrag ist soweit wirksam.

2. Sittenwidrigkeit

Der Bürgschaftsvertrag könnte allerdings gemäß § 138 sittenwidrig sein.

Sittenwidrigkeit wird bei Bürgschafts-verträgen unter Beteiligung eines Ehegatten oder Angehörigen des Hauptschuldners namentlich dann angenommen, wenn der Ehegatte oder Angehörige ohne rationale Einschätzung der Interessenlage und der wirtschaftlichen Risiken die Haftung aus emotionaler Verbundenheit übernehmen will und der gewerbsmäßige Vertragspartner dies in sittlich anstößiger Weise ausnutzt.

Dies wird widerleglich vermutet, wenn der Ehegatte oder Angehörige durch die übernommene Bürgschaft krass überfordert wird, was der Fall ist, wenn die wirtschaftliche Belastung durch die Bürgschaft so hoch ist, dass schon die laufenden Zinsen die Leistungsfähigkeit des Bürgen übersteigen.

E ist arm und hat Versorgungspflichten für zwölf Kinder, ist mithin schon durch die laufenden Zinsen für die Bürgschaftsschuld krass überfordert. 

Allerdings existieren keine Anhaltspunkte für eine gewerbliche Tätigkeit des V.

Somit kann nicht von einer Nichtigkeit des Bürgschaftsvertrages aufgrund Sitten-widrigkeit gemäß § 138 ausgegangen werden.

E und V schließen einen wirksamen Bürgschaftsvertrag.

..nun kommt der bekannte Rest..

B. Ergebnis

Somit hat V gegen E einen Anspruch gemäß 
§ 765 I auf Zahlung der von P geschuldeten Summe.

Bürgschaft.. Potenziell ausgesprochen hässliche Geschichte...

Fall Nr. 8b

„Geschenkt ist geschenkt, wiederholen ist gestohlen!“
H schenkt und möchte ihr Geschenk wiederhaben. Das Schenkungsrecht sieht da so einiges vor, schauen wir mal..






A. Anspruch H gegen Enkel gemäß § 528

Mangels erkennbarer Unfähigkeit, Unter-haltspflichten zu erfüllen, hat H gegen Enkel keinen Anspruch gemäß § 528 I 1 auf Rückzahlung der 50,- €.

Selbsterklärend, woll?






B. Anspruch H gegen Enkel gemäß § 531 II

Anhaltspunkte für eine schwere Verfehlung des Enkels gegen H oder einen nahen Angehörigen der H, also für groben Undank, bestehen nicht, mithin hat H gegen Enkel keinen Anspruch gemäß §§ 531 II, 530 I auf Rückzahlung der 50,- €.

Selbsterklärend, woll?






C. Anspruch H gegen Enkel gemäß § 812

H könnte allerdings gegen Enkel einen Anspruch gemäß § 812 I 1 auf Rückzahlung der 50,- € haben.

I. etwas erlangt durch Leistung

Enkel erlangt Besitz und Eigentum an 50,- € durch ‚Schenkung’ der H, mithin durch deren bewusste, zweckgerichtete Mehrung von seinem Vermögen, also durch Leistung.

II. ohne Rechtsgrund

Dies müsste ohne Rechtsgrund erfolgt sein.

1. Schenkungsvertrag

Als Rechtsgrund kommt ein Schenkungs-vertrag gemäß § 518 I 1 in Betracht. Das setzt voraus, dass H eine Leistung schenkweise versprochen hatte.

Anhaltspunkte für ein solches Versprechen bestehen jedoch nicht, mithin gibt es keinen Schenkungsvertrag, der als Rechtsgrund für die Leistung der H dienen könnte.

2. „Handschenkung“

Als Rechtsgrund kommt aber auch eine Abrede i.S.d. § 516 I in Betracht.

Das setzt voraus, dass sich H und Enkel nach dem oder zum Zeitpunkt der Leistung einig waren, dass diese unentgeltlich erfolgen sollte.

H „schenkt“ Enkel 50,- €; es darf gemäß 
§§ 133, 157 unterstellt werden, dass diese sich einig waren, dass diese Leistung ein Geschenk, mithin dauerhaft unentgeltlich sein sollte.

Somit ist Rechtsgrund für die Leistung der H eine Abrede i.S.d. § 516 I.

B. Ergebnis

Somit hat H gegen Enkel keinen Anspruch gemäß § 812 I 1 auf Rückzahlung der 50,- €.

Ja, wie jetzt? Was ist denn das??

Schenkung ist nicht gleich Schenkung. Es gibt derer zwei Typen:

1. Das Schenkungsversprechen

..ist eine einseitige Verpflichtung, dass in Zukunft mal eine Leistung kommt, für die der Leistende keine Gegenleistung haben will. 

„Morgen kriegst du mein Auto für lau.“
Da dies eine etwas gefährliche Sache ist – man redet ja viel, wenn der Tag lang ist – ist sein solches Versprechen nur wirksam, vgl. § 518 I 1, wenn es notariell beurkundet ist. Wird die versprochene Leistung bewirkt, ist gemäß § 518 II alles in Ordnung, schließlich braucht man ja noch einen Rechtsgrund.

Anspruchsgrundlage für einen Anspruch aus Schenkungs-vertrag ist § 518 I 1! Nicht, dass Sie mir mit § 516 ankommen!

2. Die „Handschenkung“

Etwas anderes ist die Handschenkung. Das ist eine reine Abrede über einen Rechtsgrund. 

Wenn A an B leistet, ohne dass es ein Rechtsgrund gäbe, müsste B zurückleisten gemäß § 812. 

Um die Leistung ‚kondiktionsfest’ zu machen, vereinbaren die beiden einfach, dass die Leistung unentgeltlich erfolgen soll, und schaffen somit einen Rechtsgrund. 

Aus diesem Kausalgeschäft gibt es keinen Anspruch! Die Handschenkung ist mithin ein Kausalgeschäft, ohne Verpflichtungsgeschäft zu sein. Folgerichtig ist die Leistung auch kein Erfüllungsgeschäft.

(Ihr altes Dogma aus dem 1. Semester, bei jedem rechtlichen Vorgang gäbe es ein Verpflichtungsgeschäft und ein Verfügungsgeschäft, das gleichzeitig Erfüllungs-geschäft ist, wankt erheblich. Es wird vor dem Examen noch einstürzen.)

Fall 8c.

..ist langweilig. § 657.

Außerdem gibt’s noch einen Anspruch aus § 971 I 1, 3 auf Finderlohn nach billigem Ermessen (=Richterermessen), weil die Töle objektiv nix wert ist. Die beiden Ansprüche stehen allerdings in Anspruchskonkurrenz, d.h.: Es gibt nicht Finderlohn plus ausgelobte Summe sondern nur die jeweils höhere Summe.
Wenn Adalbert Chappi kriegt, gibt’s dafür gemäß § 970 Aufwendungsersatz. 

Fall 8d.






A. Anspruch R gegen O aus § 812

R könnte gegen O einen Anspruch gemäß 
§ 812 I 1 auf Rückzahlung haben.

I. etwas erlangt durch Leistung

R zahlt an O, mehrt mithin dessen Vermögen bewusst und zweckgerichtet, leistet also entsprechend.

II. ohne Rechtsgrund

Diese Leistung müsste ohne Rechtsgrund erfolgt sein. Als Rechtsgrund kommt ein Anspruch aus § 823 bzw. § 829 in Betracht.

Voraussetzung für diese Ansprüche ist jedoch eine Verletzung des O durch R; es stellt sich heraus, dass diese nicht stattgefunden hat, soweit besteht kein Anspruch des O gegen R aus § 823 bzw. § 829.

Soweit besteht kein Rechtsgrund.

III. Wirkung des Vergleichs

Zweifel an diesem Ergebnis speisen sich aus dem Umstand, dass R und O einen Vergleich i.S.d. § 779 geschlossen hatten, der die Regelung enthielt, R solle an O die gezahlte Summe zahlen. Hieraus könnte sich trotz des Umstandes, dass kein originärer Anspruch aus § 823 I bzw. § 829 des O gegen R bestand, ein Rechtsgrund für die erfolgte Zahlung ergeben.

Das setzt allerdings voraus, dass der Vergleich wirksam ist. Er könnte unwirksam sein gemäß § 779 I.

1. gemeinsamer Irrtum

Das wiederum setzt voraus, dass der nach dem Inhalt des Vergleichs als feststehend zugrunde gelegte Sachverhalt der Wirklichkeit nicht entspricht.

O und R gehen beide davon aus, der R habe den O zusammengeschlagen. Diese Annahme ist als feststehend Grundlage des Vergleichs geworden. Diese Annahme ist aber unzutreffend, somit entspricht der nach dem Inhalt des Vergleichs als feststehend zugrunde gelegte Sachverhalt nicht der Wirklichkeit.

Falls Sie hier eine Verwandtschaft zur Geschäftsgrundlage i.S.d. § 313 erkennen: Sehr richtig, das ist hier ein Sonderfall.






2. Streitrelevanz des Irrtums

Ferner dürfte der Streit zwischen O und R bei Kenntnis der Sachlage nicht entstanden sein.

Hätten O und R gewusst, dass R nicht den O zusammengeschlagen hat, hätten beide niemals über Bestehen bzw. Umfang eines Schadensersatzanspruches aufgrund der Verletzungen gestritten. Somit wäre der Streit zwischen O und R bei Kenntnis der Sachlage nicht entstanden.

Somit ist der Vergleich zwischen O und R unwirksam gemäß § 779 I, er kann nicht als Rechtsgrund für die Zahlung des R an O dienen.

B. Ergebnis

Somit hat R gegen O keinen Anspruch gemäß 
§ 812 I 1 auf Rückzahlung.

Vielleicht wird’s etwas klarer, wenn wir erst mal die Abwandlung machen.

Abwandlung.






A. Anspruch R gegen O aus § 812

R könnte gegen O einen Anspruch gemäß 
§ 812 I 1 auf Rückzahlung haben.

I. etwas erlangt durch Leistung

R zahlt O, mehrt mithin dessen Vermögen bewusst und zweck-gerichtet, leistet also entsprechend.

II. ohne Rechtsgrund

Diese Leistung müsste ohne Rechtsgrund erfolgt sein. Als Rechtsgrund kommt ein Anspruch aus § 823 bzw. § 829 in Betracht.

Zwar hat R den O in der Tat verletzt, wodurch dem O mindestens ein immaterieller Schaden entstanden ist. Allerdings hat R dies in einem unverschuldeten, die freie Willensbestimmung ausschließenden Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit getan, weshalb seine Verantwortung für die Verletzung gemäß § 827 ausgeschlossen ist, was zu einer Ablehnung eines Anspruches gemäß § 823 führt. Angesichts der guten Vermögenslage des O besteht ferner kein Anspruch gemäß § 829.

Soweit ist die Leistung ohne Rechtsgrund erfolgt.

III. Wirkung des Vergleichs

Zweifel an diesem Ergebnis speisen sich aus dem Umstand, dass R und O einen Vergleich i.S.d. § 779 geschlossen hatten, der die Regelung enthielt, R solle an O die vereinbarte Summe zahlen. Hieraus könnte sich trotz des Umstandes, dass kein originärer Anspruch aus § 823 bzw. § 829 des O gegen R bestand, ein Rechtsgrund für die erfolgte Zahlung ergeben.

1. Wirksamkeit

Das setzt allerdings voraus, dass der Vergleich wirksam ist. 

a) Unwirksamkeit gemäß § 779 I

Er könnte unwirksam sein gemäß § 779 I.

Das wiederum setzt voraus, dass der nach dem Inhalt des Vergleichs als feststehend zugrunde gelegte Sachverhalt der Wirklichkeit nicht entspricht.

O und R gehen beide davon aus, der R habe den O zusammengeschlagen. Diese Annahme ist als feststehend Grundlage des Vergleichs geworden. Diese Annahme ist zutreffend, somit entspricht der nach dem Inhalt des Vergleichs als feststehend zugrunde gelegte Sachverhalt der Wirklichkeit, der Vergleich ist nicht unwirksam gemäß § 779 I.

b) sonstige Unwirksamkeitsgründe

O verpflichtet sich, zu schweigen, gibt mithin nach; sonstige Unwirksamkeitsgründe sind nicht erkennbar, mithin ist der zwischen O und R geschlossene Vergleich wirksam.






2. Wirkung

Der Vergleich beseitigt inter partes bestehende Unsicherheiten über eine Sach- und/oder Rechtslage entgültig. Zum Zeitpunkt des Abschlusses des Vergleiches herrschte Unsicherheit über Bestehen und Ausmaß von Schadensersatzansprüchen des O gegen R. Mit dem Abschluss des Vergleiches wurden diese Unsicherheiten zwischen O und R beseitigt, der Vergleich schafft mithin für die auf seiner Basis erfolgten Zahlungen einen Rechtsgrund.

B. Ergebnis

Somit hat R gegen O keinen Anspruch gemäß 
§ 812 I 1 auf Rückzahlung.

Also: Der Vergleich beseitigt Unklarheiten, die als solche zwischen den Parteien bestanden, und trifft insoweit entgültige Regeln. Damit ist die Klappe zu, der Fall ist erledigt. 

Lässt sich später klären, was wirklich Sache war: egal. Wie gesagt: Der Fall ist erledigt. Der Vergleich soll entgültige Rechtssicherheit schaffen.

Wird der Vergleich geschlossen auf der Basis von Tatsachen, die an sich für beide Parteien scheinbar klar sind, geht es gerade nicht darum, Unklarheiten zu beseitigen. Die Parteien glauben ja gar nicht, dass Unklarheiten da sind. Dementsprechend hat insoweit der Vergleich keine Wirkung. Vielmehr wird, wenn sich die Klarheit als Unklarheit herausstellt,☺, dem Vergleich der Boden, die Grundlage entzogen. Somit ist er unwirksam, und die Parteien dürfen sich auf’s Neue austauschen.

Der Vergleich hat eine hohe Praxisrelevanz, da ein sehr hoher Prozentsatz aller Rechtsstreitigkeiten durch Vergleich endet. Das gilt ganz besonders – jawohl! – in der Arbeitsgerichtsbarkeit.
















Zu Dionys, dem Tyrannen, schlich �Damon, den Dolch im Gewande: �Ihn schlugen die Häscher in Bande, �"Was wolltest du mit dem Dolche? sprich!" �Entgegnet ihm finster der Wüterich. �"Die Stadt vom Tyrannen befreien!" �"Das sollst du am Kreuze bereuen." ��"Ich bin", spricht jener, "zu sterben bereit �Und bitte nicht um mein Leben: �Doch willst du Gnade mir geben, �Ich flehe dich um drei Tage Zeit, �Bis ich die Schwester dem Gatten gefreit; �Ich lasse den Freund dir als Bürgen, �Ihn magst du, entrinn' ich, erwürgen." 


aus: Die Bürgschaft, Friedrich Schiller, 1799








